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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 17. Dezember 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 

A. Zielsetzung 

Durch das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung soll im 
Bereich der Rentenversicherung und der Unfallversicherung der Bundes

-

republik Deutschland und der Republik Bulgarien der soziale Schutz 
der beiderseitigen Staatsangehörigen sichergestellt und koordiniert 
werden, insbesondere für den Fall, daß sich die betroffenen Personen 
im jeweils anderen Staat aufhalten. 

B. Lösung 

Das Vertragswerk beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
begründet Rechte und Pflichten von Einwohnern beider Staaten in 
bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Renten-
versicherung und die Unfallversicherung. Es enthält die Grundsätze 
der Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehörigen und der 
uneingeschränkten Leistungserbringung bei Aufenthalt der Betroffenen 
im anderen Vertragsstaat. Ferner ist vorgesehen, daß in der deutschen 
und bulgarischen Rentenversicherung zurückgelegte Versicherungs-
zeiten zusammenzurechnen sind, soweit dies für die Erfüllung des 
Leistungsanspruchs erforderlich ist. Mit dem vorliegenden Entwurf 
des Vertragsgesetzes sollen die Übereinkünfte die nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erforderliche Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften erhalten. 

C. Alternativen  

Keine 
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D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für 
den Bund ergeben sich nicht nennenswerte mittelbare finanzielle Aus-
wirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuß zur knappschaftlichen 
Rentenversicherung. 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Umsetzung dieses Gesetzes entstehen keine zusätzlichen 
Kosten im Verwaltungsvollzug. 

E. Sonstige Kosten (z. B. Kosten für die Wirtscha ft, Kosten für 
soziale Sicherungssysteme) 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für 
die deutsche Rentenversicherung ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu 
erwarten, da Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen be-
troffenen Personen nicht entstehen. 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (311) - 806 06 - Ab 59/98 Bonn, den 20. April 1998 
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An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 17. Dezember 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 723. Sitzung am 27. März 1998 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 17. Dezember 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Den folgenden, in Sofia am 17. Dezember 1997 unterzeichneten Überein-
künften wird zugestimmt: 

1. Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Bulgarien über Soziale Sicherheit, 

2. Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Bulgarien über Soziale Sicherheit. 

Das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung werden nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens in 
Kraft zu setzen oder in Ermangelung solcher Vereinbarungen das Nähere zu 
regeln. Die Vereinbarungen können auch Änderungen der in Artikel 1 Nr. 2 
genannten Durchführungsvereinbarung vorsehen. Dabei können zur Anwendung 
und Durchführung des Abkommens insbesondere über folgende Gegenstände 
Regelungen getroffen werden: 

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den in Artikel 17 Abs. 1 des Abkommens genannten 
Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie 
die Verwendung von Vordrucken, 

3. das Verfahren beim Erbringen von Geldleistungen, 

4. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer in Artikel 17 Abs. 1 
des Abkommens genannter Stellen, 

5. die gegenseitige Umrechnung von Versicherungszeiten nach den Rechts-
vorschriften beider Vertragsstaaten. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen das Abkommen nach seinem Artikel 30 Abs. 2 und die 
Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Artikel 8 in Kra ft 

 treten, sind im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sich die Über-
einkünfte auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit den Übereinkünften 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Durch diese Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem 
Wege der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkom-
mens zu tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungs-
vereinbarungen zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten oder um 
andere innerstaatliche Regelungen handeln. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 30 
Abs. 2 und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem 
Artikel 8 in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. Für den Bund ergeben sich nicht nennenswerte 
mittelbare finanzielle Auswirkungen im Hinblick auf den Bundeszuschuß für die 
knappschaftliche Rentenversicherung. 

Durch das Abkommen werden sich geringfügige Mehrausgaben für die deut-
sche Rentenversicherung ergeben. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht zu erwarten, da 
Kosten für die Wirtschaft und die vom Abkommen betro ffenen Personen nicht 
entstehen. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Republik Bulgarien - 

in dem Wunsch, ihre Beziehungen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit zu regeln - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Teil I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke 

1. „Hoheitsgebiet" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland, 

in bezug auf die Republik Bulgarien 
das Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien; 

2. „Staatsangehöriger" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bun-
desrepublik Deutschland, 

in bezug auf die Republik Bulgarien 
einen Staatsangehörigen der Republik Bulgarien im Sinne der 
Verfassung der Republik Bulgarien; 

3. „Rechtsvorschriften" 

die Gesetze, Verordnungen, Satzungen und sonstigen allge-
mein rechtsetzenden Akte, die sich auf die vom sachlichen 
Geltungsbereich dieses Abkommens (Artikel 2 Absatz 1) 
jeweils erfaßten Zweige und Systeme der Sozialen Sicherheit 
beziehen; 

4. „zuständige Behörde" 

in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, 

in bezug auf die Republik Bulgarien 
das Nationale Versicherungsinstitut; 

5. „Träger" 

die Einrichtung oder die Behörde, der die Durchführung der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens (Arti-
kel 2 Absatz 1) erfaßten Rechtsvorschriften obliegt; 
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6. „zuständiger Träger" 

den nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften zustän-
digen Träger; 

7. „Beschäftigung" 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der anzuwenden-
den Rechtsvorschriften; 

8. „Versicherungszeiten" 

Beitragszeiten und Beschäftigungszeiten, die in den Rechts-
vorschriften, nach denen sie zurückgelegt wurden, als solche 
bestimmt sind, und sonstige nach diesen Rechtsvorschriften 
anerkannte Zeiten, die anzurechnen sind; 

9. „Geldleistung" oder „Rente" 

eine Rente oder eine andere Geldleistung einschließlich aller 
Zuschläge, Zuschüsse und Erhöhungen. 

(2) Andere Begri ffe haben die Bedeutung, die sie nach den 
anzuwendenden Rechtsvorschriften des betreffenden Vertrags-
staats haben. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 

1. auf die deutschen Rechtsvorschriften über die 

a) Unfallversicherung in bezug auf Renten oder einmalige 
Geldleistungen, 

b) Rentenversicherung, 

c) hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, 

d) Alterssicherung der Landwirte; 

2. auf die bulgarischen Rechtsvorschriften über 

a) Renten wegen Alters, 

b) Invaliditätsrenten wegen allgemeiner Erkrankung, eines 
Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit, 

c) Zivilinvaliditätsrenten, 

d) Hinterbliebenenrenten aus den oben genannten Renten-
arten. 

(2) Sind nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
außer den Voraussetzungen für die Anwendung dieses Abkom-
mens auch die Voraussetzungen für die Anwendung eines ande-
ren Abkommens oder einer überstaatlichen Regelung erfüllt, so 
läßt der Träger dieses Vertragsstaats bei Anwendung dieses 
Abkommens das andere Abkommen oder die überstaatliche 
Regelung unberücksichtigt. Dies gilt nicht, soweit das andere 
Abkommen oder das überstaatliche Recht Versicherungslast-
regelungen enthalten, nach denen Versicherungszeiten endgültig 
in die Last eines der beiden Vertragsstaaten übergegangen oder 
aus deren Last abgegeben worden sind. 

Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen bezieht sich auf: 

1. Staatsangehörige eines Vertragsstaats, 

2. Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens vom 
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des 
Protokolls vom 31. Januar 1967 zu dem genannten Abkom-
men, 

3. Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkommens 
vom 28. September 1954 über die Rechtsstellung der Staa-
tenlosen, 

als unmittelbar erfaßte Personen; 
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4. andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von einem 
Staatsangehörigen eines Vertragsstaats, einem Flüchtling 
oder einem Staatenlosen im Sinne dieses Artikels ableiten, 

als mittelbar erfaßte Personen; 

5. Staatsangehörige eines anderen Staats als eines Vertrags-
staats, soweit sie nicht zu den mittelbar erfaßten Personen 
gehören, 

als Drittstaatsangehörige. 

Artikel 4 

Gleichbehandlung 

(1) Die vom persönlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
unmittelbar und mittelbar erfaßten Personen, die sich gewöhnlich 
im Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats aufhalten, stehen bei 
Anwendung der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats dessen 
Staatsangehörigen gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften des einen Ver-
tragsstaats werden den Staatsangehörigen des anderen Ver-
tragsstaats, die sich außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertrags-
staaten gewöhnlich aufhalten, unter denselben Voraussetzungen 
erbracht wie den sich do rt  gewöhnlich aufhaltenden Staats-
angehörigen des ersten Vertragsstaats. 

Artikel 5 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 

Einschränkende Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, 
nach denen die Entstehung von Ansprüchen auf Leistungen, das 
Erbringen von Leistungen oder die Zahlung von Geldleistungen 
vom Aufenthalt im Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaats abhän-
gen, gelten nicht für die von diesem Abkommen unmittelbar oder 
mittelbar erfaßten Personen, die sich im Hoheitsgebiet des ande-
ren Vertragsstaats aufhalten. 

Artikel 6 

Versicherungspflicht von Arbeitnehmern 

Die Versicherungspflicht von Arbeitnehmern richtet sich nach 
den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, in dessen Hoheits-
gebiet sie beschäftigt sind; dies gilt auch, wenn sich der Arbeit-
geber im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats befindet. 

Artikel 7 

Versicherungspflicht bei Entsendung 

Wird ein Arbeitnehmer, der in einem Vertragsstaat beschäftigt 
ist, im Rahmen dieses Beschäftigungsverhältnisses von seinem 
Arbeitgeber in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
entsandt, um dort  eine Arbeit für diesen Arbeitgeber auszu-
führen, so gelten in bezug auf diese Beschäftigung während der 
ersten 24 Kalendermonate allein die Rechtsvorschriften des 
ersten Vertragsstaats über die Versicherungspflicht so weiter, als 
wäre er noch in dessen Hoheitsgebiet beschäftigt. Der Zeitraum 
von 24 Kalendermonaten beginnt mit dem ersten Tag des Kalen-
dermonats, in dem der Arbeitnehmer die Beschäftigung im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats aufnimmt. 

Artikel 8 

Versicherungspflicht von Seeleuten 

(1) Für die an Bord eines Seeschiffs, das die Flagge eines der 
beiden Vertragsstaaten führt, beschäftigten Personen gelten die 
Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaats über die Versiche-
rungspflicht. 

(2) Wird ein Arbeitnehmer, der sich gewöhnlich im Hoheitsge-
biet eines Vertragsstaats aufhält, vorübergehend auf einem See-
schiff , das die Flagge des anderen Vertragsstaats führt, von 
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einem Arbeitgeber beschäftigt, der seinen Sitz im Hoheitsgebiet 
des ersten Vertragsstaats hat und nicht Eigentümer des Schiffs 
ist, so gelten in bezug auf die Versicherungspflicht die Rechts-
vorschriften des ersten Vertragsstaats, als wäre er in dessen 
Hoheitsgebiet beschäftigt. 

Artikel 9 

Versicherung anderer Personen 

Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Versiche-
rungspflicht gelten entsprechend für andere Personen, auf die 
sich die vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
(Artikel 2 Absatz 1) erfaßten Rechtsvorschriften beziehen. 

Artikel 10 

Versicherungspflicht von 
Beschäftigten bei Auslandsvertretungen 

(1) Wird ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaats von die-
sem oder einem Mitglied oder einem Bediensteten einer Aus-
landsvertretung dieses Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats beschäftigt, so gelten für die Dauer der 
Beschäftigung in bezug auf die Versicherungspflicht die Rechts-
vorschriften des ersten Vertragsstaats so, als wäre er do rt 

 beschäftigt. 

(2) Hat sich ein in Absatz 1 genannter Arbeitnehmer vor Beginn 
der Beschäftigung gewöhnlich in dem Beschäftigungsstaat auf-
gehalten, so kann er binnen sechs Monaten nach Beginn der 
Beschäftigung in bezug auf die Versicherungspflicht die Anwen-
dung der Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaats wählen. 
Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitgeber zu erklären. Die gewähl-
ten Rechtsvorschriften gelten vom Tage der Erklärung an. 

(3) Beschäftigt die Auslandsvertretung eines der Vertragsstaa-
ten Personen, für die die Rechtsvorschriften des anderen Ver-
tragsstaats gelten, so hat die Auslandsvertretung die Verpflich-
tungen, die dem örtlichen Arbeitgeber gemäß den genannten 
Rechtsvorschriften obliegen, einzuhalten. 

Artikel 11 

Ausnahmen von den 
Bestimmungen über die Versicherungspflicht 

Auf Antrag des Arbeitnehmers und des Arbeitgebers oder auf 
Antrag anderer Personen (Artikel 9) können die zuständigen 
Behörden der Vertragsstaaten oder die von ihnen bezeichneten 
Stellen im gegenseitigen Einvernehmen von den Bestimmungen 
dieses Abkommens über die Versicherungspflicht abweichen 
unter der Voraussetzung, daß die betreffende Person den 
Rechtsvorschriften eines der Vertragsstaaten unterstellt bleibt 
oder unterstellt wird. Hierbei sind die A rt  und die Umstände der 
Beschäftigung zu berücksichtigen. 

Teil II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Unfallversicherung 

Artikel 12 

Berücksichtigung von Arbeitsunfällen 
(Berufskrankheiten) 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor, daß 
bei der Bemessung des Grads der Minderung der Erwerbsfähig-
keit oder der Feststellung des Leistungsanspruchs infolge eines 
Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) im Sinne dieser Rechtsvorschrif-
ten andere Arbeitsunfälle (Berufskrankheiten) zu berücksichtigen 
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sind, so gilt dies auch für die unter die Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats fallenden Arbeitsunfälle (Berufskrank-
heiten), als ob sie unter die Rechtsvorschriften des ersten Ver-
tragsstaats gefallen wären. Den zu berücksichtigenden Arbeits-
unfällen stehen solche gleich, die nach anderen Vorschriften als 
Unfälle oder andere Entschädigungsfälle zu berücksichtigen 
sind. 

(2) Der zur Entschädigung des eingetretenen Versicherungs-
falls zuständige Träger setzt seine Leistung nach dem Grad der 
durch den Arbeitsunfall (Berufskrankheit) eingetretenen Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit fest, den er nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften zu berücksichtigen hat. 

Artikel 13 

Berücksichtigung 
gesundheitsgefährdender Beschäftigungen 

(1) Für den Leistungsanspruch aufgrund einer Berufskrankheit 
berücksichtigt der Träger eines Vertragsstaats auch Beschäfti-
gungen, die bei Anwendung der Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragsstaats ausgeübt wurden und ihrer Art nach geeignet 
waren, diese Krankheit zu verursachen (gesundheitsgefährdende 
Beschäftigung). Besteht dabei nach den .Rechtsvorschriften bei-
der Vertragsstaaten ein Leistungsanspruch, so werden die Sach-
leistungen und die Geldleistungen mit Ausnahme der Rente nur 
nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats erbracht, in des-
sen Hoheitsgebiet sich die berechtigte Person gewöhnlich auf-
hält. Besteht nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
Anspruch auf Rente, so hat der Träger nur den Teil zu erbringen, 
der dem Verhältnis der Dauer der gesundheitsgefährdenden 
Beschäftigung bei Anwendung der Rechtsvorschriften des eige-
nen Vertragsstaats zur Dauer der gesundheitsgefährdenden 
Beschäftigung bei Anwendung der Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten entspricht. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Neufeststellung des Leistungs-
anspruchs aufgrund einer Verschlimmerung der Berufskrankheit. 
Beruht dies auf einer erneuten gesundheitsgefährdenden 
Beschäftigung, besteht Anspruch auf Rente für die Verschlimme-
rung nur nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, unter 
dessen Rechtsvorschriften diese Beschäftigung ausgeübt 
wurde. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Leistungen an Hin-
terbliebene. 

Kapitel 2 

Rentenversicherung 

Artikel 14 

Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten und Rentenberechnung 

(1) Für den Leistungsanspruch nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften werden auch die Versicherungszeiten 
berücksichtigt, die für einen Leistungsanspruch nach den 
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaats anrechenbar sind 
und nicht auf dieselbe Zeit entfallen. Das Ausmaß der zu berück-
sichtigenden Versicherungszeiten richtet sich nach den Rechts-
vorschriften des Vertragsstaats, nach denen sie zurückgelegt 
worden sind. 

(2) Setzt der Anspruch auf Leistungen bestimmte Versiche-
rungszeiten voraus, werden dafür nur vergleichbare Versiche- 
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rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staats berücksichtigt. 

(3) Die Berechnung der Rente richtet sich nach den anzuwen-
denden Rechtsvorschriften des jeweiligen Vertragsstaats, soweit 
in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist. 

Artikel 15 

Besonderheiten für den deutschen Träger 

(1) Grundlage für die Ermittlung persönlicher Entgeltpunkte 
sind die Entgeltpunkte, die sich nach den deutschen Rechtsvor-
schriften ergeben. 

(2) Die Bestimmung über die Zusammenrechnung von Ver-
sicherungszeiten (Artikel 14 Absatz 1) gilt entsprechend für Lei-
stungen, deren Erbringung im Ermessen eines Trägers liegt. 

(3) Setzt der Anspruch auf Leistungen nach den deutschen 
Rechtsvorschriften voraus, daß bestimmte Versicherungszeiten 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums zurückgelegt worden 
sind, und sehen die Rechtsvorschriften ferner vor, daß sich die-
ser Zeitraum durch bestimmte Tatbestände oder Versicherungs-
zeiten verlängert, so werden für die Verlängerung auch Versiche-
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staats oder vergleichbare Tatbestände im anderen Vertragsstaat 
berücksichtigt. Vergleichbare Tatbestände sind Zeiten, in denen 
Invaliditäts- oder Altersrenten oder Leistungen wegen Krankheit, 
Arbeitslosigkeit oder Arbeitsunfällen (mit Ausnahme von Renten) 
nach den Rechtsvorschriften der Republik Bulgarien gezahlt wur-
den und Zeiten der Kindererziehung in der Republik Bulgarien. 

(4) Die nach der Bestimmung über die Zusammenrechnung 
der Versicherungszeiten (Artikel 14 Absatz 1) zu berücksichtigen-
den Versicherungszeiten werden nur im tatsächlichen zeitlichen 
Ausmaß berücksichtigt. 

Artikel 16 

Besonderheiten für den bulgarischen Träger 

(1) Besteht Anspruch auf Rente nach den bulgarischen 
Rechtsvorschriften allein unter Berücksichtigung von Versiche-
rungszeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften (Artikel 14 
Absatz 1), wird die Rente allein nach den innerstaatlichen bulga-
rischen Rechtsvorschriften aufgrund der nach diesen zu berück-
sichtigenden Versicherungszeiten berechnet. Wenn Versiche-
rungszeiten in Bulgarien zurückgelegt sind, die keinen Rentenan-
spruch begründen, so wird die Rente anteilig im Verhältnis zu 
den gemäß den bulgarischen Rechtsvorschriften erforderlichen 
Versicherungszeiten berechnet. 

(2) Bei Anspruch auf Invaliditätsrente wird eine Versicherungs-
zeit nach den deutschen Rechtsvorschriften in bezug auf die Vor-
aussetzungen für die Gewährung der Rente einer Versicherungs-
zeit nach den bulgarischen Rechtsvorschriften gleichgestellt. 

Teil Ill 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 

Amts- und Rechtshilfe 

Artikel 17 

Amts- und Rechtshilfe 
und ärztliche Untersuchungen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern und Behörden der Ver-
tragsstaaten leisten einander bei Durchführung der vom sach-
lichen Geltungsbereich dieses Abkommens (Artikel 2 Absatz 1) 
erfaßten Rechtsvorschriften und dieses Abkommens gegensei-
tige Hilfe, als wendeten sie die für sie geltenden Rechtsvorschrif- 
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ten an. Die Hilfe ist kostenlos. Barauslagen mit Ausnahme der 
Portokosten werden jedoch erstattet. 

(2) Für die gegenseitige Amts- und Rechtshilfe von Gerichten 
der Vertragsstaaten gilt Absatz 1 entsprechend. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für ärztliche Untersuchungen im 
Rahmen der Rentenversicherung sowie bei Arbeitsunfällen und 
Berufskrankheiten. Die Kosten für die Untersuchungen, die 
Reisekosten, der Verdienstausfall, die Kosten für Unterbringung 
zu Beobachtungszwecken und sonstige Barauslagen mit Aus-
nahme der Portokosten sind von der ersuchenden Stelle zu 
erstatten. Die Kosten werden nicht erstattet, wenn die ärztliche 
Untersuchung im Interesse der zuständigen Träger beider Ver-
tragsstaaten liegt. 

Artikel 18 

Anerkennung 
vollstreckbarer Entscheidungen und Urkunden 

(1)Die vollstreckbaren Entscheidungen der Gerichte sowie die 
vollstreckbaren Urkunden der Träger oder der Behörden eines 
Vertragsstaats über Beiträge und sonstige Forderungen aus der 
Sozialversicherung werden im anderen Vertragsstaat anerkannt. 

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn sie der 
öffentlichen Ordnung (ordre public) des Vertragsstaats wider-
spricht, in dem die Entscheidung oder die Urkunde anerkannt 
werden soll. 

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckbaren Entschei-
dungen und Urkunden werden im anderen Vertragsstaat voll-
streckt. Das Vollstreckungsverfahren richtet sich nach den 
Rechtsvorschriften, die in dem Vertragsstaat, in dessen Hoheits-
gebiet vollstreckt werden soll, für die Vollstreckung der in diesem 
Staat erlassenen entsprechenden Entscheidungen und Urkun-
den gelten. Die Ausfertigung der Entscheidung oder der Urkunde 
muß mit der Bestätigung ihrer Vollstreckbarkeit (Vollstreckungs-
klausel) versehen sein. 

(4) Forderungen von Trägern im Hoheitsgebiet eines Vertrags-
staats aus Beitragsrückständen haben bei der Zwangsvoll-
streckung sowie im Konkurs- und Vergleichsverfahren im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats die gleichen Vorrech-
te wie entsprechende Forderungen im Hoheitsgebiet dieses Ver-
tragsstaats. 

Artikel 19 

Schadensersatzansprüche des Trägers gegen Dritte 

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaats Leistungen für einen Schaden zu erhalten hat, der 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingetreten ist, 
nach dessen Vorschriften gegen einen Dritten Anspruch auf 
Ersatz des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den Träger 
des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechtsvor-
schriften über; der andere Vertragsstaat erkennt diesen Über-
gang an. 

(2) Hat der Träger eines Vertragsstaats nach dessen Rechts-
vorschriften gegen einen Dritten einen ursprünglichen Ersatzan-
spruch, so erkennt der andere Vertragsstaat dies an. 

(3) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleicha rt iger Leistun-
gen aus demselben Schadensfall sowohl einem Träger des einen 
Vertragsstaats als auch einem Träger des anderen Vertrags-
staats zu, so macht der Träger des einen Vertragsstaats auf 
Antrag des Trägers des anderen Vertragsstaats auch dessen 
Ersatzanspruch geltend. Der Dritte kann die Ansprüche der bei-
den Träger mit befreiender Wirkung durch Zahlung an den einen 
oder anderen Träger befriedigen. Im Innenverhältnis sind die Trä-
ger anteilig im Verhältnis der von ihnen zu erbringenden Leistun- 
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gen ausgleichspflichtig. 

(4) Soweit der Schadensersatzanspruch einer Person den 
Anspruch auf Ersatz von Beiträgen zur Sozialversicherung 
umfaßt, geht auch dieser Ersatzanspruch auf den Leistungsträ-
ger des ersten Vertragsstaats nach den für ihn geltenden Rechts-
vorschriften über. 

Artikel 20 

Gebühren und Legalisation 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats vor-
gesehene Befreiung oder Ermäßigung von Steuern oder Verwal-
tungsgebühren einschließlich Konsulargebühren sowie die 
Erstattung von Auslagen für Schriftstücke oder Urkunden, die in 
Anwendung dieser Rechtsvorschriften vorzulegen sind, erstreckt 
sich auch auf die entsprechenden Schriftstücke und Urkunden, 
die in Anwendung dieses Abkommens oder der vom sachlichen 
Geltungsbereich dieses Abkommens erfaßten Rechtsvorschrif-
ten des anderen Vertragsstaats (Artikel 2 Absatz 1) vorzulegen 
sind. 

(2) Urkunden, die in Anwendung dieses Abkommens oder der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfaßten 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats (Artikel 2 Absatz 1) vor-
zulegen sind, bedürfen zur Verwendung gegenüber Stellen des 
anderen Vertragsstaats keiner Legalisation oder einer anderen 
ähnlichen Förmlichkeit. 

Artikel 21 

Zustellung und Verkehrssprachen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägem, Behörden und Gerichte 
der Vertragsstaaten können bei der Durchführung dieses 
Abkommens und der vom sachlichen Geltungsbereich dieses 
Abkommens erfaßten Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1) 
unmittelbar miteinander und mit den beteiligten Personen und 
deren Vertretern in ihren Amtssprachen verkehren. Rechtsvor-
schriften über die Zuziehung von Dolmetschern bleiben 
unberührt. Urteile, Gerichtsbeschlüsse, Bescheide oder sonstige 
Schriftstücke können einer Person, die sich im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats aufhält, unmittelbar durch eingeschrie-
benen Brief mit Rückschein zugestellt werden. Satz 3 gilt auch 
für Urteile, Bescheide und andere zustellungsbedürftige Schrift-
stücke, die bei der Durchführung des deutschen Gesetzes über 
die Versorgung der Opfer des Krieges und derjenigen Gesetze, 
die dieses für entsprechend anwendbar erklären, erlassen wer-
den. 

(2) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und Gerichte 
der Vertragsstaaten dürfen Eingaben und Urkunden nicht 
zurückweisen, weil sie in der Amtssprache des anderen Ver-
tragsstaats abgefaßt sind. 

Artikel 22 

Gleichstellung von Anträgen 

(1) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaats bei einer Stelle im anderen Vertragsstaat 
gestellt worden, die für die Annahme des Antrags auf eine ent-
sprechende Leistung nach den für sie geltenden Rechtsvor-
schriften zugelassen ist, so gilt der Antrag als bei dem zuständi

-

gen Träger gestellt. Dies gilt für sonstige Anträge sowie für 
Erklärungen und Rechtsbehelfe entsprechend. 

(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind von der 
Stelle des einen Vertragsstaats, bei der sie eingereicht worden 
sind, unverzüglich an die zuständige Stelle des anderen Ver-
tragsstaats weiterzuleiten. 
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(3) Ein Antrag auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften des 
einen Vertragsstaats gilt auch als Antrag auf eine entsprechende 
Leistung nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staats. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich bean-
tragt, daß die Feststellung der nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats erworbenen Ansprüche auf Leistungen 
bei Alter aufgeschoben wird. 

Artikel 23 

Datenschutz 

(1) Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beach-
tung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvorschriften: 

a) Die Daten dürfen für die Durchführung dieses Abkommens 
und der Rechtsvorschriften, auf die es sich bezieht, an die 
danach im Empfängerstaat zuständigen Stellen übermittelt 
werden. Der Empfängerstaat darf sie für diese Zwecke verar-
beiten und nutzen. Eine Weiterübermittlung im Empfänger-
staat an andere Stellen oder die Nutzung im Empfängerstaat 
für andere Zwecke ist im Rahmen des Rechts des Empfän-
gerstaats zulässig, wenn dies Zwecken der sozialen Siche-
rung einschließlich damit zusammenhängender gerichtlicher 
Verfahren dient. Im übrigen darf die Weiterübermittlung an 
andere Stellen nur mit vorheriger Zustimmung der übermit-
telnden Stelle erfolgen. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Er-
suchen in Einzelfällen über die Verwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei-
ligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
die nach dem Recht des übermittelnden Staats nicht über-
mittelt werden durften, übermittelt worden sind, so ist dies 
der empfangenden Stelle unverzüglich mitzuteilen. Sie ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Löschung vorzunehmen. 

d) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Im übrigen richtet 
sich das Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person 
vorhandenen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem inner-
staatlichen Recht des Vertragsstaats, von dessen Stelle die 
Auskunft begeh rt  wird. 

e) Hat eine Stelle des einen Vertragsstaats personenbezogene 
Daten aufgrund dieses Abkommens übermittelt, kann die 
empfangende Stelle des anderen Vertragsstaats sich im Rah-
men ihrer Haftung nach Maßgabe des nationalen Rechts 
gegenüber dem Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht dar-
auf berufen, daß die übermittelten Daten unrichtig gewesen 
sind. Leistet die empfangende Stelle Schadensersatz wegen 
eines Schadens, der durch die Verwendung von unrichtig 
übermittelten Daten verursacht wurde, so erstattet die über-
mittelnde Stelle der empfangenden Stelle den Gesamtbetrag 
des geleisteten Ersatzes. 

f) Übermittelte personenbezogene Daten sind zu löschen, 
sobald sie zu dem Zweck, zu dem sie übermittelt worden 
sind, nicht mehr erforderlich sind und kein Grund zu der 
Annahme besteht, daß durch die Löschung schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen im Bereich der sozialen Siche-
rung beeinträchtigt werden. 

g) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich-
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezoge-
nen Daten festzuhalten. 
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h) Die übermittelnde und empfangende Stelle sind verpflichtet, 
personenbezogene Daten, die übermittelt werden, wirksam 
gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten für Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse entsprechend. 

Kapitel 2 

Durchführung 
und Auslegung dieses Abkommens 

Artikel 24 

Durchführung 
dieses Abkommens und Verbindungsstellen 

(1) Die Regierungen oder die zuständigen Behörden können 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen Verein-
barungen schließen. Die zuständigen Behörden unterrichten ein-
ander über Änderungen und Ergänzungen der für sie geltenden 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfaßten 
Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1). 

(2) Zur Durchführung dieses Abkommens werden hiermit fol-
gende Verbindungsstellen eingerichtet: 

in der Bundesrepublik Deutschland 

für die Unfallversicherung 

der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
e.V., Sankt Augustin, 

für die Rentenversicherung der Arbeiter 

die Landesversicherungsanstalt Sachsen-Anhalt, Halle, 

für die Rentenversicherung der Angestellten 

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

für die knappschaftliche Rentenversicherung 

die Bundesknappschaft, Bochum, 

für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 

die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saarbrücken, 

soweit die deutschen gesetzlichen Krankenversicherungsträger 
an der Durchführung dieses Abkommens beteiligt sind, die Deut-
sche Verbindungsstelle Krankenversicherung-Ausland, Bonn; 

in der Republik Bulgarien 

das Nationale Versicherungsinstitut, Sofia. 

(3) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften es nicht bereits 
vorschreiben, ist innerhalb der Rentenversicherung der Arbeiter 
die für diese eingerichtete Verbindungsstelle für alle Verfahren 
einschließlich der Feststellung und Erbringung von Leistungen 
zuständig, wenn 

a) Versicherungszeiten nach den deutschen und bulgarischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt oder anzurechnen sind oder 

b) sonstige im Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien zurück-
gelegte Zeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften über 
Fremdrenten anzurechnen sind oder 

c) der Berechtigte sich im Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien 
gewöhnlich aufhält oder 

d) der Berechtigte sich als bulgarischer Staatsangehöriger 
gewöhnlich außerhalb der Vertragsstaaten aufhält. 

Dies gilt für Leistungen zur Rehabilitation nur, wenn sie im Rah-
men eines laufenden Rentenverfahrens erbracht werden. 
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(4) Die Zuständigkeit der Bahnversicherungsanstalt und der 
Seekasse nach den deutschen Rechtsvorschriften bleiben 
unberüh rt . 

(5) Die Verbindungsstellen und die in Absatz 4 genannten deut-
schen Träger werden ermächtigt, unter Beteiligung der zuständi-
gen Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit die zur Durch-
führung dieses Abkommens notwendigen und zweckmäßigen 
Verwaltungsmaßnahmen zu vereinbaren, einschließlich des Ver-
fahrens über die Erstattung und die Zahlung von Geldleistungen. 
Die Bestimmung des Absatzes 1 bleibt unberührt. 

Artikel 25 

Währung und Umrechnungskurse 

Geldleistungen können von einem Träger eines Vertragsstaats 
an eine Person, die sich im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staats aufhält, in dessen Währung mit befreiender Wirkung 
erbracht werden. Im Verhältnis zwischen dem Träger und dem 
Berechtigten ist für die Umrechnung der Kurs des Tages maßge-
bend, der bei der Übermittlung der Geldleistung zugrunde gelegt 
worden ist. 

Artikel 26 

Erstattungen 

(1) Hat der Träger eines Vertragsstaats Geldleistungen zu 
Unrecht erbracht, so kann der zu Unrecht gezahlte Betrag von 
einer entsprechenden Leistung nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats zugunsten des Trägers einbehalten wer-
den. 

(2) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaats Anspruch auf eine Geldleistung für einen Zeitraum, 
für den ihr oder ihren Angehörigen von einem Fürsorgeträger des 
anderen Vertragsstaats Leistungen erbracht worden sind, so ist 
diese Geldleistung auf Ersuchen und zugunsten des ersatzbe-
rechtigten Fürsorgeträgers einzubehalten, als sei dieser ein Für-
sorgeträger mit dem Sitz im Hoheitsgebiet des ersten Vertrags-
staats. Die Pflicht zur Einbehaltung besteht nicht, soweit der Lei-
stungsträger selbst geleistet hat, bevor er von der Leistung des 
Fürsorgeträgers Kenntnis erlangt hat.  

Artikel 27 

Streitbeilegung 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertragsstaaten über 
die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens sollen, 
soweit möglich, durch die zuständigen Behörden beigelegt wer-
den. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt wer-
den, so wird sie auf Verlangen eines Vertragsstaats einem 
Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staats als Obmann einigen, 
der von den Regierungen beider Vertragsstaaten bestellt wird. 
Die Mitglieder werden innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten bestellt, nachdem der eine Vertrags-
staat dem anderen mitgeteilt hat, .daß er die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal-
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte bitten, die erforderlichen Ernennungen vor- 
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zunehmen. Ist der Präsident Staatsangehöriger eines Vertrags-
staats oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Ist auch der Vize-
präsident Staatsangehöriger eines Vertragsstaats oder ist auch 
er verhindert, so soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des 
Gerichtshofs, das nicht Staatsangehöriger eines Vertragsstaats 
ist, die Ernennungen vornehmen. 

 
(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit auf-

grund der zwischen den Vertragsstaaten bestehenden Verträge 
und des allgemeinen Völkerrechts. Seine Entscheidungen sind 
bindend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten seines Mitglieds 
sowie seiner Vertretung in dem Verfahren vor dem Schiedsge-
richt. Die Kosten des Obmanns sowie die sonstigen Kosten wer-
den von den Vertragsstaaten zu gleichen Teilen getragen. Das 
Schiedsgericht kann eine andere Kostenregelung treffen. Im 
übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Teil IV 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 28 

Leistungsansprüche 
auf der Grundlage dieses Abkommens 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf Leistun-
gen 

a) für die Zeit vor seinem Inkrafttreten, 

b) in den Fällen, in denen das Abkommen vom 20. Februar 1958 
zwischen der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Regierung der Volksrepublik Bulgarien über 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Sozialpolitik und 
die Vereinbarung vom 7. Februar 1973 zwischen der Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Regierung der Volksrepublik Bulgarien über die Änderung 
des Abkommens vom 20. Februar 1958 zwischen der Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik und der 
Regierung der Volksrepublik Bulgarien über die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiete der Sozialpolitik weiter anzuwenden 
sind. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens werden auch die vor 
seinem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der Vertrags-
staaten gegebenen erheblichen Tatsachen berücksichtigt. 

(3) Frühere Entscheidungen stehen der Anwendung dieses 
Abkommens nicht entgegen. 

(4) Wird ein Antrag auf Feststellung einer Rente, auf die nur 
unter Berücksichtigung dieses Abkommens Anspruch besteht, 
innerhalb von zwölf Monaten nach seinem Inkrafttreten gestellt, 
so beginnt die Rente mit dem Kalendermonat, zu dessen Beginn 
die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt waren, frühestens mit dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens. 

(5) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens fest-
gestellt sind, können auf Antrag neu festgestellt werden, wenn 
sich allein aufgrund der Bestimmungen dieses Abkommens eine 
Änderung ergibt. 

(6) Ergäbe die Neufeststellung nach Absatz 5 keine oder eine 
niedrigere Rente, als sie zuletzt für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens gezahlt worden ist, so ist die Rente in der 
bisherigen Höhe weiter zu erbringen. 

Artikel 29 

Schlußprotokoll 

Das beiliegende Schlußprotokoll ist Bestandteil dieses 
Abkommens. 
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Artikel 30 

Ratifikation und Inkrafttreten 

(1)Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft , in dem die Ratifikationsurkun-
den ausgetauscht werden. 

Artikel 31 

Abkommensdauer 

(1)Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Jeder Vertragsstaat kann es unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs auf diplomatischem 
Wege schriftlich kündigen. 

(2) Tritt dieses Abkommen infolge Kündigung außer Kra ft , so 
gelten seine Bestimmungen für die bis dahin erworbenen Lei-
stungsansprüche weiter. Einschränkende Rechtsvorschriften 
über den Ausschluß eines Anspruchs oder das Ruhen oder die 
Entziehung von Leistungen wegen des Aufenthalts im Ausland 
bleiben für diese Ansprüche unberücksichtigt. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterschrieben und mit ihren Sie-
geln versehen. 

Geschehen zu Sofia am 17. 12. 1997 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und bulgarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Peter Metzger 
Rudolf Kraus 

Für die Republik Bulgarien 

Ivan Nejkov 
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Schlußprotokoll 
zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Bulgarien geschlossenen 
Abkommens über Soziale Sicherheit erklären die Bevollmächtig-
ten beider Vertragsstaaten, daß Einverständnis über folgendes 
besteht: 

1. Zu Artikel 2 des Abkommens: 

a) Für die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende hüt-
tenknappschaftliche Zusatzversicherung und für die Alterssi-
cherung der Landwirte gelten die besonderen Bestimmungen 
über die Rentenversicherung (Teil II Kapitel 2) nicht. 

b) In bezug auf die Republik Bulgarien gilt das Abkommen nicht 
für militärdienstliche Invaliditätsrenten, Sozialrenten und Ren-
ten für besondere Verdienste; die Bestimmung über die 
Gleichstellung der Hoheitsgebiete (Artikel 5) findet jedoch 
Anwendung auf die militärdienstlichen Invaliditätsrenten und 
Renten für besondere Verdienste. 

2. Zu Artikel 4 des Abkommens:  
a) Versicherungslastregelungen in den von beiden Vertrags-

staaten geschlossenen zwischenstaatlichen Übereinkünften 
bleiben unberührt. 

b) Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, die die Mitwirkung 
der Versicherten und der Arbeitgeber in den Organen der 
Selbstverwaltung der Träger und der Verbände sowie in der 
Rechtsprechung der sozialen Sicherheit gewährleisten, blei-
ben unberührt. 

c) Bulgarische Staatsangehörige, die sich gewöhnlich außer-
halb des Hoheitsgebiets der Bundesrepublik Deutschland 
aufhalten, sind zur freiwilligen Versicherung in der deutschen 
Rentenversicherung berechtigt, wenn sie zu dieser Beitrags-
zeiten für mindestens 60 Monate zurückgelegt haben; günsti-
gere innerstaatliche Rechtsvorschriften bleiben unberüh rt . 
Dies gilt auch für die in Artikel 3 Nummern 2 und 3 des 
Abkommens bezeichneten Flüchtlinge und Staatenlosen, die 
sich gewöhnlich im Hoheitsgebiet der Republik Bulgarien 
aufhalten. 

d) Renten, die nach den bulgarischen Rechtsvorschriften deut-
schen Staatsangehörigen und Staatsangehörigen der Ver-
tragsstaaten mit Versicherungszeiten nach den Rechtsvor-
schriften beider Vertragsstaaten gewährt werden, werden 
auch gezahlt, wenn sich diese Personen außerhalb der 
Hoheitsgebiete der Vertragsstaaten gewöhnlich aufhalten. 

3. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

a) Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Hoheitsgebiet 
der Republik Bulgarien gilt Artikel 5 des Abkommens in bezug 
auf eine Rente nach den deutschen Rechtsvorschriften 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nur, wenn der 
Anspruch unabhängig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage besteht. 
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b) Die, deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen aus 
Arbeitsunfällen (Berufskrankheiten), die nicht im Hoheitsge-
biet der Bundesrepublik Deutschland eingetreten sind, sowie 
über Leistungen aus Versicherungszeiten, die nicht im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland zurückgelegt 
sind, bleiben unberührt. 

c) Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen zur Reha-
bilitation durch die Träger der Rentenversicherung bleiben 
unberührt. 

d) Die deutschen Rechtsvorschriften, die das Ruhen von 
Ansprüchen aus der Rentenversicherung für Personen vorse-
hen, die sich einem gegen sie betriebenen Strafverfahren 
durch Aufenthalt im Ausland entziehen, werden nicht berührt. 

4. Zu den Artikeln 6 bis 11 des Abkommens: 

a) Untersteht eine Person nach den Artikeln 6 bis 11 des 
Abkommens den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, so 
finden in gleicher Weise auf sie und ihren Arbeitgeber auch 
die Vorschriften dieses Vertragsstaats über die Versiche-
rungspflicht in der Arbeitslosenversicherung Anwendung. 

b) Arbeitgeber von entsandten Arbeitnehmern sind verpflichtet, 
auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der Unfallverhütung 
mit den datür zuständigen Trägern und Organisationen des 
Staats, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt ist, zusammen-
zuarbeiten. Weitergehende innerstaatliche Rechtsvorschrif-
ten bleiben unberührt. 

5. Zu Artikel 7 des Abkommens: 

Die festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens beschäftigt sind, mit diesem Tag. 

6. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

Die Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zum Versiche-
rungsschutz bei Hilfeleistungen und anderen beschäftigungsun-
abhängigen Handlungen im Ausland bleiben unberührt. Besteht 
Anspruch auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften beider 
Vertragsstaaten, so wird die günstigere Leistung gezahlt unter 
Anrechnung der Leistung nach den Rechtsvorschriften des 
anderen Vertragsstaats. 

7. Zu Artikel 10 des Abkommens: 

Die in Absatz 2 festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am 
Tag des Inkrafttretens des Abkommens beschäftigt sind, mit die-
sem Tag. 

8. Zu Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 11 des Abkommens: 

Unterliegt bei Anwendung des Artikels 10 Absatz 1 und Arti-
kels 11 des Abkommens die betroffene Person den deutschen 
Rechtsvorschriften, so gilt sie als an dem Ort beschäftigt oder 
tätig, an dem sie zuletzt vorher beschäftigt oder tätig war, wobei 
eine durch die vorherige Anwendung des Artikels 7 des Abkom-
mens zustandegekommene andere Regelung weiter gilt. War sie 
vorher nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
beschäftigt oder tätig, so gilt sie als an dem Ort beschäftigt oder 
tätig, an dem die deutsche zuständige Behörde ihren Sitz hat. 

9. Zu Artikel 28 Absatz 5 des Abkommens: 

In bezug auf die Bundesrepublik Deutschland können Renten, 
die vor dem Inkrafttreten des Abkommens festgestellt sind, auch 
von Amts wegen neu festgestellt werden. In diesen Fällen gilt der 
Tag, an dem der Träger das Verfahren einleitet, als Tag der 
Antragstellung nach den Rechtsvorschriften des anderen Ver-
tragsstaats. 
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10. Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen für nach 
dem Fremdrentenrecht zu entschädigende Arbeitsunfälle 
(Berufskrankheiten) sowie über Leistungen für nach dem Fremd-
rentenrecht anrechenbare Versicherungszeiten bleiben unbe-
rührt. 
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Vereinbarung 
zur Durchführung des Abkommens vom 17. 12. 1997 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Bulgarien 
über Soziale Sicherheit 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung der Republik Bulgarien - 

auf der Grundlage des Artikels 24 Absatz 1 des Abkommens 
vom 17. 12. 1997 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Bulgarien über Soziale Sicherheit, im folgenden als 
„Abkommen" bezeichnet - 

haben folgendes vereinbart: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In den folgenden Bestimmungen werden die im Abkommen 
enthaltenen Begriffe in der dort festgelegten Bedeutung verwen-
det. 

Artikel 2 

Aufklärungspflichten 

Den nach Artikel 24 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und den zuständigen deutschen Trägern 
nach Artikel 24 Absatz 4 des Abkommens obliegt im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit die allgemeine Aufklärung der in Betracht 
kommenden Personen über die Rechte und Pflichten nach dem 
Abkommen. 

Artikel 3 

Mitteilungspflichten 

(1) Die in Artikel 24 Absätze 2 und 4 und in Artikel 17 des 
Abkommens genannten Stellen haben im Rahmen ihrer Zustän-
digkeit einander und den betroffenen Personen die Tatsachen 
mitzuteilen und die Beweismittel zur Verfügung zu stellen, die zur 
Sicherung der Rechte und Pflichten erforderlich sind, die sich 
aus den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens genannten 
Rechtsvorschriften sowie dem Abkommen und dieser Vereinba-
rung ergeben. 

(2) Hat eine Person nach den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkom-
mens genannten Rechtsvorschriften, nach dem Abkommen oder 
nach dieser Vereinbarung die Pflicht, dem Träger oder einer 
anderen Stelle bestimmte Tatsachen mitzuteilen, so gilt diese 
Pflicht auch in bezug auf entsprechende Tatsachen, die im 
Gebiet des anderen Vertragsstaats oder nach dessen Rechtsvor-
schriften gegeben sind. Dies gilt auch, soweit eine Person 
bestimmte Beweismittel zur Verfügung zu stellen hat. 
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Artikel 4 

Bescheinigung über 
die anzuwendenden Rechtsvorschriften 

(1) In den Fällen der Artikel 7, 10 und 11 des Abkommens 
erteilt der zuständige Träger des Vertragsstaats, dessen Rechts-
vorschriften anzuwenden sind, in bezug auf die in Betracht kom-
mende Beschäftigung auf Antrag eine Bescheinigung darüber, 
daß der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber diesen Rechtsvor-
schriften unterstehen. Diese muß in den Fällen der Artikel 7 und 
11 des Abkommens mit einer bestimmten Gültigkeitsdauer ver-
sehen sein. 

(2) Sind die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt der Träger der Krankenversicherung, an den die Beiträge 
zur Rentenversicherung abgeführt werden, andernfalls die Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, diese Bescheini-
gung aus. 

(3) Sind die bulgarischen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt das Nationale Versicherungsinstitut, Sofia, diese Bescheini-
gung aus. 

Artikel 5 

Zahlverfahren 

Geldleistungen an Empfänger im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats können unmittelbar oder unter Einschaltung von 
Verbindungsstellen beziehungsweise der zuständigen deutschen 
Träger nach Artikel 24 Absatz 4 des Abkommens ausgezahlt wer-
den. 

Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Unfallversicherung 

Artikel 6 

Arbeitsunfallanzeige  

Für die Anzeige des Arbeitsunfalls (Berufskrankheit) gelten die 
Rechtsvorschriften des Vertragsstaats, nach denen die Versiche-
rung besteht. 

Kapitel 2 

Verschiedenes 

Artikel 7 

Statistiken 

Die nach Artikel 24 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und die zuständigen deutschen Träger nach 
Artikel 24 Absatz 4 des Abkommens erstellen jährlich, jeweils 
nach dem Stand vom 31. Dezember, Statistjken über die in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats vorgenommenen 
Rentenzahlungen. Die Angaben sollen sich nach Möglichkeit auf 
Zahl und Gesamtbetrag der nach Rentenarten gegliederten Ren-
ten und Abfindungen erstrecken. Die Statistiken werden ausge-
tauscht. 

Abschnitt III 
 Schlußbestimmung 

Artikel 8 

Inkrafttreten und Vereinbarungsdauer 

Diese Vereinbarung tritt ab dem Tag des Inkrafttretens des 
Abkommens in Kraft , sofern beide Vertragsstaaten einander mit- 
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geteilt haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Vorausset-
zungen hierfür erfüllt sind. Hinsichtlich der Vereinbarungsdauer 
gilt die Dauer des Abkommens. 

Geschehen zu Sofia am 17. 12. 1997 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und in bulgarischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

Peter Metzger 
Rudolf Kraus 

Für die Regierung der Republik Bulgarien 

Ivan Nejkov 



Drucksache 13/10434 . 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Das Abkommen regelt die Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten im Bereich der Rentenversicherung und in 
bezug auf die Zahlung von Renten und einmaligen Geld-
leistungen der Unfallversicherung. Es begründet unter 
Wahrung des Grundsatzes der Gegenseitigkeit Rechte 
und Pflichten von Einwohnern beider Staaten und sieht 
die Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehöri-
gen, die Zusammenrechnung deutscher und bulgarischer 
Versicherungszeiten für den Leistungsanspruch und die 
uneingeschränkte Rentenzahlung auch bei Aufenthalt im 
anderen Vertragsstaat vor. 

Mit dem Abkommen wird auch dem im Zusammenhang 
mit einer Vielzahl von Petitionen ergangenen Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 5. Juni 1997 (Druck-
sache 13/7665) Rechnung getragen. Darin wird im Zu-
sammenhang mit der Beendigung u.a. des Sozial-
versicherungsabkommens zwischen der Deutschen 
Demokratischen Republik und Bulgarien empfohlen, 
möglichst rasch ein Abkommen zwischen der Bundes-
republik Deutschland und Bulgarien abzuschließen. 

II. Besonderer Teil 

Artikel 1 enthält Bestimmungen der in den nachfolgen-
den Vorschriften wiederholt verwendeten Begriffe. Durch 
die Definition häufig verwendeter Begriffe soll die Anwen-
dung des Abkommens erleichtert werden. 

Artikel 2, der durch Nummer 1 des Schlußprotokolls 
ergänzt wird, legt den sachlichen Geltungsbereich des 
Abkommens fest, indem er die innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften nennt, auf die sich das Abkommen bezieht. In 
Absatz 2 ist klargestellt, daß bei Anwendung des Abkom-
mens andere Abkommen oder überstaatliche Regelungen 
unberücksichtigt bleiben. Dies gilt nicht, wenn diese zwi-
schenstaatlichen Verträge oder das innerstaatliche Recht 
Versicherungslastregelungen enthalten. 

Die in Nummer 1 Buchstabe a des Schlußprotokolls ge-
troffene Regelung ergibt sich daraus, daß die hütten-
knappschaftliche Zusatzversicherung und die Alters-
sicherung der Landwirte nicht in die innerstaatlichen 
deutschen Vorschriften über Wanderarbeitnehmer einbe-
zogen sind. Nach Buchstabe b sind bestimmte beitrags-
unabhängige Leistungen der bulgarischen Rentenver-
sicherung ebenfalls nur in eingeschränktem Umfang in 
das Abkommen einbezogen. 

Artikel 3 nennt die Personen, für die das Abkommen 
gilt. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleichbehandlung 
der Staatsangehörigen beider Staaten. Das Recht auf 
Gleichbehandlung wird auch bestimmten weiteren Perso-
nengruppen zuerkannt. 

Nach Absatz 2 der Bestimmung ist die uneingeschränkte 
Gleichbehandlung im Leistungsrecht bei Staatsangehöri-
gen der Vertragsstaaten auch bei Aufenthalt in einem drit-
ten Staat vorgesehen. 

Zu Artikel 4 sind unter Nummer 2 des Schlußprotokolls 
ergänzende Regelungen enthalten. Danach ist für bulga-
rische Staatsangehörige mit gewöhnlichem Aufenthalt 
außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und für 
Flüchtlinge und Staatenlose mit gewöhnlichem Aufenthalt 
in Bulgarien das Recht zur freiwilligen Versicherung in der 
deutschen Rentenversicherung u.a. an die Voraussetzun-
gen einer Vorbeitragszeit von 60 Monaten in der deut-
schen Rentenversicherung geknüpft. 

Durch den Buchstaben d ist sichergestellt, daß bulgari-
sche Renten deutschen Staatsangehörigen und Staats-
angehörigen der Vertragsstaaten mit Versicherungszeiten 
nach den Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten auch 
bei Aufenthalt im Drittstaat gewährt werden. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, daß Leistungen auch 
erbracht werden, wenn sich die leistungsberechtigte Per-
son im anderen Vertragsstaat gewöhnlich aufhält. Num-
mer 5 des Schlußprotokolls zum Abkommen enthält hier-
zu ergänzende Regelungen. 

Die Artikel 6 bis 11 enthalten Regelungen darüber, 
welche Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht 
bei einer Kollision der deutschen und bulgarischen 
Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Damit wird eine 
Doppelversicherung vermieden. 

Die Bestimmungen werden durch die Nummer 4 Buch-
stabe a des Schlußprotokolls ergänzt. Danach finden auf 
Personen, die den Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staats unterstellt sind, auch dessen Rechtsvorschriften 
über die Versicherungspflicht im Bereich der Arbeitslosen-
versicherung Anwendung. Damit unterliegen alle Personen, 
die vom Abkommen erfaßt werden, im Bereich der 
Renten-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung nur den 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats. 

Nach Artikel 6 finden grundsätzlich die Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaats über die Versicherungspflicht 
Anwendung, in dessen Hoheitsgebiet die Beschäftigung 
ausgeübt wird (Territorialitätsprinzip). Die Artikel 7 
bis 10, die durch die Nummern 5 bis 8 des Schlußproto-
kolls ergänzt werden, regeln bestimmte Fallgruppen. 

Artikel 11 beruht auf der Erwägung, daß mitunter die 
aufgrund der vorgenannten Vorschriften vorgenommene 
Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
nicht zu befriedigenden Ergebnissen führt und läßt abwei-
chende Vereinbarungen zu. 

Die Artikel 12 und 13 enthalten die besonderen Rege-
lungen für die Unfallversicherung. Insbesondere bestimmt 
Artikel 13, daß bei der Prüfung eines Leistungsanspruchs 
aufgrund einer Berufskrankheit gesundheitsgefährdende 
Beschäftigungen im anderen Vertragsstaat mit berück-
sichtigt werden. 

Die Artikel 14 bis 16 enthalten die besonderen Rege-
lungen für die Rentenversicherung. 

Art ikel 14 bestimmt, daß Versicherungszeiten, die in 
der deutschen und bulgarischen Rentenversicherung 
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zurückgelegt sind, für die Erfüllung des Leistungsan-
spruchs, also vor allem für die Wartezeit, zusammenge-
rechnet werden. 

Artikel 15 enthält nähere Regelungen für die Anwen-
dung der deutschen, Artikel 16 nähere Regelungen für 
die Anwendung der bulgarischen Rechtsvorschriften. 

Die Artikel 17 bis 27 enthalten Regelungen für das 
Zusammenwirken der in beiden Vertragsstaaten mit der 
Durchführung des Abkommens betrauten Stellen. 

Die Artikel 28 bis 31 enthalten Übergangs- und 
Schlußbestimmungen. 

Denkschrift zur Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 

Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur Anwen-
dung des Abkommens erforderlichen Bestimmungen, die 
vor allem technischer Art sind. Sie betreffen insbesondere 
Mitteilungspflichten zwischen den Versicherungsträgern 
beider Vertragsstaaten, das Ausstellen von Bescheinigun-
gen und das Verfahren über die Zahlung von Renten in 
den anderen Vertragsstaat. 

Nach Artikel 1 haben dies  Ausdrücke in der Verein-
barung die gleiche Bedeutung wie im Abkommen. 

Nach Artikel 2 obliegt den zuständigen Verbindungs-
stellen die allgemeine Aufklärung der betroffenen Perso-
nen über das Abkommen. 

Artikel  3 regelt die Verwaltungshilfe der Versicherungs-
träger und der Verbindungsstellen und schreibt die 
gegenseitige Unterrichtung über die rechtserheblichen 
Tatsachen sowie den Austausch der erforderlichen Be-
weismittel vor. 

Art i k e I 4 regelt vor allem für in das Gebiet des anderen 
Vertragsstaats entsandte Arbeitnehmer die Erteilung von 
Bescheinigungen über die Fortgeltung der Rechtsvor-
schriften über die Versicherungspflicht des sog. Entsen-
destaates. 

Artikel 5 regelt das Verfahren bei Zahlungen durch 
einen Versicherungsträger in das Gebiet des anderen Ver-
tragsstaats, d. h. die Möglichkeit der Zahlung über eine 
dort befindliche Verbindungsstelle oder unmittelbar an 
den Berechtigten. 

Artikel 6 regelt die Anzeigepflicht im Falle eines Arbeits-
unfalles oder einer Berufskrankheit. 

In  Art ikel 7 ist festgelegt, daß jährliche Statistiken über 
die in den jeweils anderen Vertragsstaat vorgenommenen 
Rentenzahlungen ausgetauscht werden. 

Artikel  8 enthält die üblichen Schlußbestimmungen. 
Danach ist die Gültigkeit der Durchführungsvereinbarung 
an die Gültigkeit des Abkommens geknüpft. 




